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1 Aufgabenstellung und Untersuchungsgang 

Mit Schreiben vom 16. Juni 1993 hat der Bundesminister ftir Wirt-
schaft dem Deutschen Institut fiir Wirtschaftsforschung einen For-
schungsauftrag zum Thema "Möglichkeiten der wettbewerbskonformen 
Ausgestaltung von Selbstverpflichtungen der Industrie zur C02 -

Reduktion unter Berücksichtigung von fiskalischen und ordnungsrecht-
lichen Maßnahmen" erteilt. Schwerpunkte der Untersuchung sind 

die Abschätzung von Potential 1 und Auswirkungen von 
Selbstverpflichtungen zur Effizienzverbesserung und 
Emissionsreduktion, 
die Möglichkeiten der wettbewerbskonformen Ausgestaltung 
von Selbstverpflichtungen sowie 
die Frage, ob und in welchem Umfang sich Selbstverpflich-
tungen in einen ordnungs- oder steuerrechtliehen Rahmen 
einbinden lassen. 

Derzeit steht die Implementierung verschiedener energiepolitischer 
Instrumente zur Diskussion. Als fiskalische Maßnahme ist eine Steuer 
auf Energie und COrEmission geplant, als ordnungsrechtliche 
Maßnahme ist der Erlaß einer Wärmenutzungsverordnung (WNVO) 
nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz(BimSchG) vorgesehen. Als 
Alternative zu diesen Instrumenten wurden von Teilen der deutschen 
Wirtschaft freiwillige Selbstverpflichtungen vorgeschlagen. Bislang 
wurde nicht geklärt, in welchem Verhältnis die geplanten fiskalischen 
und ordnungsrechtlichen Maßnahmen zu Selbstverpflichtungen der 
Industrie stehen können. Dabei handelt es sich einerseits um 

1 Dabei handelt es sich nicht um eine quantitative Abschätzung der 
technischen Reduktionsmöglichkeiten, die durch Selbstverpflichtungen zu 
erzielen wären, sondern um eine Untersuchung der Frage, ob vorhandene und 
künftige Potentiale durch Selbstverpflichtungen kostengünstig ausgeschöpft 
werden können. 
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konzeptionelle Überlegungen zu Widerspruchsfreiheit, ökonomischer 
Effizienz und ökologischer Zieladäquanz, aber auch um Fragen der 
Kompatibilität mit bestehendem Recht und wirtschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen. 

Im Rahmen des Gutachtens wird die Aufgabenstellung in drei Schritten 
bearbeitet. Selbstverpflichtungen sind eine Alternative zu einer Reihe 
von umweltökonomischen Instrumenten. Ihre Eignung muß im 
Vergleich zum Einsatz einzelner oder einer Kombination dieser 
Instrumente beurteilt werden. Zunächst sollen deshalb die ökonomi-
schen und ökologischen Bedingungen für den sinnvollen Einsatz von 
Selbstverpflichtungen im Rahmen von ordnungsrechtlichen und 
fiskalischen Maßnahmen untersucht werden. Nach der Beschreibung 
und Einordnung des spezifischen Problems wird eine Übersicht über 
das umweltökonomische Instrumentarium gegeben, und es werden 
Kriterien zur Beurteilung der Instrumente dargestellt. Anschließend 
wird für den Fall der Selbstverpflichtungen vertiefend auf Hinter-
gründe, Motivationen sowie mögliche Vor- und Nachteile eingegangen. 

In einem zweiten Schritt werden die rechtlichen Möglichkeiten und 
Grenzen für Selbstverpflichtungen vor dem Hintergrund der fiskali-
schen und ordnungsrechtlichen Maßnahmen geprüft.2 

In einem dritten Schritt werden praktische Erfahrungen mit Selbstver-
pflichtungen hinsichtlich Rahmenbedingungen, Eigenschaften, 
Vorteilen und Defiziten sowie die Übertragbarkeit auf die C02-

Problematik untersucht. Anschließend werden die theoretischen, 
juristischen und empirischen Befunde mit den vorliegenden Entwürfen 
der Unternehmensverbände zusammengeführt, um Anhaltspunkte fiir 

2 Dieser Teil wurde von Dr. Rolf Eckhoff, Institut fiir Steuerrecht, und 
Dr. Thomas Hoeren, Institut flir Kirchenrecht, von der Westfälischen 
Wilhelms-Universität Münster, im Unterauftrag flir das DIW bearbeitet. 
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die mögliche Ausgestaltung von Selbstverpflichtungen zur C02-

Reduktion zu gewinnen. 

Im Rahmen dieses Gutachtens standen einige wichtige Aspekte einer 
Klimaschutzpolitik nicht zur Diskussion. Fragen der geeigneten 
Instrumentendosierung sowie die Auswirkungen alternativer In-
strumente auf die WettbewerbsHihigkeit verschiedener Wirtschafts-
zweige konnten hier nicht empirisch untersucht werden. 

"Nationale Alleingänge", die zu einer einseitigen Belastung der inländi-
schen Produzenten mit Umweltschutzkosten fiihren, werden als 
wettbewerbsgefahrdend eingestuft. Die ausgelöste Wettbewerbsver-
zerrung kann zu Absatzverlusten, Arbeitsplatzverlusten und Standort-
verlagerungen fuhren. Um die mögliche Beeinträchtigung der Wett-
bewerbsfahigkeit abzuschätzen, sind indes alle anderen Faktoren zu 
berücksichtigen, von denen Wettbewerbswirkungen bzw. Einflüsse auf 
die Standortwahl ausgehen (Qualität, komparative Kostenvorteile, 
Wechselkursschwankungen; Rohstoffv ersorgung, Infrastruktur, 
politische Sicherheit, Arbeitskräftequalität, Nähe zum Absatzmarkt, 
administrative Hemmnisse u.a.m). Eine derartige empirische Unter-
suchung würde den Rahmen des Gutachtens sprengen. 

Die Frage der Wettbewerbskonformität umweltpolitischer In-
strumente wird unter zwei Aspekten thematisiert: 

Konformität mit dem Marktmechanismus als Wettbewerbs-
system, 
Konformität des Wettbewerbsverhaltens mit Bestimmungen des 
Wettbewerbsrechts. 

Die Effizienz und Innovationskraft des Marktmechanismus beruht 
darauf, daß verschiedene potentielle Nutzer um den Zugriff auf 
Ressourcen konkurrieren. Der Eigentümer der Ressource stellt sie 
demjenigen mit der höchsten Zahlungsbereitschaft zur Verftigung. 
Nutzungen, ftir die geringere Präferenzen bestehen, sowie Unter-
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